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Liebe Trostbergerinnen und Trostberger, 

wir wünschen Ihnen und Ihren Lieben ein gutes neues und erfolgreiches Jahr!  

Wie immer haben wir für Sie Themen zusammengestellt, die uns als Trostberger alle angehen. Aber auch in der Bundespo‐
liƟk wird das Jahr 2025 spannend. Schon in wenigen Wochen steht die vorgezogene Bundestagswahl an, die richtungswei‐
send für die nächsten Jahre und uns alle sein wird.  

Aus Sicht der SPD geht es darum, auch in ZukunŌ eine Regierung zu haben, auf die sich die Bürgerinnen und Bürger verlas‐
sen können. Es geht um innere und äußere Sicherheit, den Zusammenhalt in unserer GesellschaŌ, die wirtschaŌliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit und damit um die ZukunŌsfähigkeit unseres Landes. Und es geht um soziale PoliƟk für die 
wirklichen Leistungsträger, die MiƩe der GesellschaŌ, die tagtäglich unser Land am Laufen halten.  

Die CDU/ CSU möchte eine knallharte Umverteilung von der MiƩe der GesellschaŌ hin zu den reichsten im Land. Eine  
unseriöse FinanzpoliƟk, sozial ungerecht und schlecht für Deutschland! 

Olaf Scholz als Kanzlerkandidat der SPD steht als erfahrener PoliƟker für Besonnenheit in einer Welt voller Konflikte und 
für klare soziale PoliƟk . 

Gehen Sie zur Wahl und entscheiden Sie mit, wie unsere zukünŌige PoliƟk aussehen soll. Ihre SƟmme zählt!  

 
Ihr 
MarƟn Strenner 
Vorsitzender 
SPD Ortsverein Trostberg 
 

Wenn die Roten ins Schwarze treffen … 
… dann muss gerade Stadtschießen sein. Herzlichen Dank an 
die kgl. priv. FSG Trostberg und die SG d‘ Alztaler Trostberg 
als Organisatoren des 2. Trostberger offenen Stadtschießens 
für die Ausrichtung dieser tollen Veranstaltung. Ein schönes 
Beispiel für ehrenamtliches Engagement, das Bürger unserer 
Stadt aus allen Bereichen zusammenbringt. Wir freuen uns 
auf jeden Fall „sakrisch“ über den 3. Platz und den Pokal.  

Interesse an PoliƟk auf kommunaler, Landes- oder Bundesebene? 
Oder einfach nur diskuƟeren? Wir freuen uns über Eure/ Ihre Teilnahme und 

 wollen Ihre Meinung hören beim 

SPD-BÜRGERSTAMMTISCH  
am Freitag, 24. Januar 2025, um 19 Uhr im Pfaubräu 



Neues Wohngebiet-Pechlerau West - Vorausschauende BodenpoliƟk machts möglich 

 

Die andere Seite des FachkräŌemangels … 
Es ist allgemein bekannt, dass in Deutschland FachkräŌemangel herrscht. Dies führt in der gesellschaŌlichen Wahrnehmung zu 
Unmut und liefert allen dysfunkƟonalen Bereichen eine willkommene Ausrede, um nicht voranzukommen. Auf der der anderen 
Seite gibt es dadurch aber auch überaus posiƟve Effekte. Zum Beispiel kann sich die Mehrheit der Arbeitnehmer ihrer Arbeits‐
stellen mehr als sicher sein. Zudem haben die Arbeitnehmer bei Gehaltsverhandlungen eine stärkere PosiƟon und es besteht 
auch eine höhere Wahrscheinlichkeit eine ipassende Arbeitsstelle zu finden, wenn man weiß, dass man unterschiedliche va‐
kante Stellen ausprobieren kann. Und selbst wenn die Automobil- und Stahlindustrie den angekündigten Stellenabbau voll‐
zieht, wird noch genügend Arbeit für alle vorhanden sein. In den Medien aber werden die Auswirkungen des FachkräŌeman‐
gels immer als eher negaƟve dargestellt und auch wir sehen es in unserer typisch deutsch-kriƟschen Sichtweise, als eher prob‐
lemaƟsch an.  

Aber ist es nicht so, das vermehrt die arbeitnehmer-unfreundlichen Unternehmen und Branchen die größten Probleme haben 
ihren Status Quo aufrecht zu erhalten? Solange die PoliƟk den rechten Parteien Zugeständnisse in Form von MigraƟons- und 
Asyl-Eindämmung machen muss, um „konkurrenzfähig“ zu bleiben, wird der FachkräŌemangel ein fester Bestandteil unseres 
Lebens bleiben. Allein in den Kliniken Südostbayern arbeiten aktuell Menschen aus 60 NaƟonen. Der tägliche Betrieb wäre oh‐
ne sie nicht durchführbar. Und wir brauchen weitere ArbeitskräŌe aus dem Ausland, sonst wird der demographische Wandel 
weiter seine ausdünnenden Bahnen ziehen.  

Florian Boldt 

Die vorsorgende BodenpoliƟk in der Amtszeit von Bürger‐
meister Walther Heinze vor über 25 Jahren macht dieses 
Wohngebiet mit über 100 Wohnungen jetzt möglich. Der 
Stadtrat hat damals im Rahmen einer langfrisƟgen  Stadt‐
entwicklung entschieden, den überwiegenden Teil der 
Fläche zu erwerben. Die Stadt hat so heute die Chance, 
zeitgemässen und hoffentlich bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. Der dem Stadtrat vorgestellte, nach sozialen und 
ökologischen Gesichtspunkten entwickelte Planentwurf ist 
eine sehr zu begrüßende Grundlage für die Realisierung 
dieses neuen Stadtviertels.  

Deutliche Erhöhung der Friedhofsgebühren gegen die SƟmmen der SPD 
Der Stadtrat Trostberg hat gegen die SƟmmen der SPD einer deutlichen Erhöhung der Friedhofsgebühren zugesƟmmt. Nicht 
nur, dass der bisher 20-prozenƟge Deckungsbeitrag durch die Stadt ab 01.01.2025 kompleƩ weg fällt, es wurden auch die Ge‐
bühren deutlich angehoben. So kostet ein Einzelgrab bisher 45 € jährlich – ab Januar 72,06 €, ein Doppelgrab steigt von 90 € 
auf 144 €. Da die Gebühren für 15 Jahre im voraus fällig werden( Ruhepflicht) ist das für viele Bürgerinnen und Bürger eine 
echte Belastung. Natürlich ist den SPD-Stadträten die schwierige Haushaltslage der Stadt bewusst, aber auch die Menschen in 
Trostberg müssen immer mehr für ihren Lebensunterhalt auĩringen und immer „Ɵefer in die Tasche greifen“.  

Der GeschäŌsordnungsantrag unserer FrakƟon, eine Gebührenstaffelung von jährlich 15% über einen Zeitraum von 4 Jahren zu 
beschließen, wurde von CSU, Bündnis 90 die Grünen und den Freien Wählern abgelehnt. 

Es wäre schön, wenn mit der Gebührenerhöhung auch Verbesserungen gemacht würden – wie z.B. die dringend notwendige 
Überdachung des Vorplatzes der Aussegnungshalle. 

Franz Sedlmeier, Hans-Michael Weisky 

 1/2 Mio Euro Mehreinnahmen für die Stadt zu Lasten der Haus– und Grundstücksbesitzer 
Das Bundesverfassungsgericht haƩe die bisherige Berechnungsgrundlage über Einheitswerte als verfassungswidrig eingestuŌ. 
Bei der Neuregelung wurde den Bundesländern die Möglichkeit gegeben, vom Bundesmodell (Werteberechnung nach Verkehrs‐
wert)  abzuweichen. Bayern hat wie üblich einen Sonderweg gewählt: Die Bewertung erfolgt wertunabhängig nur über die Flä‐
che. Somit ist ein Grundstück in Oberfeldkirchen steuerlich genauso bewertet wie ein Grundstück am Starnberger See oder in 
München - trotz vielfachem Wert.  

Die Grundsteuer ist eine kommunale Steuer für Städte und Gemeinden, die mit der neuen Berechnung erstmalig ab Januar 2025 
fällig wird. Es gibt 3 Grundsteuerbereiche: 

- Grundsteuer A – für Land und ForstwirtschaŌ 

- Grundsteuer B – für bebaute und unbebaute Grundstücke 

- Grundsteuer C – für bebaubare aber unbebaute Grundstücke: Mit dieser könnten  SpekulaƟonsobjekte besteuert werden,     
          das gibt es auf Druck von FW/ CSU in Bayern nicht.  
 

Die Berechnung der Grundsteuer erfolgt mit der Formel: 

Fläche in qm  x  Äquivalenzzahl  x  Grundmesszahl  x  Hebesatz der Gemeinde 

- Äquivalenzzahl: Grund und Boden = 0.04 € pro qm, Wohnfläche = 0,5 € qm 
- Grundmesszahl: 100% bei Grundstück – 70% bei Wohnfläche 
   (abzüglich 25% für Wohnflächen Land/ForstwirtschaŌ und 50% bei Denkmalschutzgebäuden) 
- Hebesatz der von der Stadt oder Gemeinde festgelegt wird 
 
In Trostberg bleibt der Hebesatz A bei 350% mit Mindereinnahmen von ca. 5.000 € (für eine auŅommensneutrale Berechnung 
wären 368% nöƟg ) und für Hebesatz B bei 360% mit Mehreinnahmen für den Stadthaushalt von ca. 550.000 €. 

Die SPD FrakƟon im Trostberger Stadtrat wollte dieses Ungleichgewicht zwischen Hebesatz A und B etwas korrigieren und den 
Hebesatz B senken, wurde aber leider von CSU, Bündnis 90 die Grünen und Freie Wähler im Stadtrat übersƟmmt. 

Franz Sedlmeier, Hans-Michael Weisky 

Ja zum Asylrecht, Nein zu dessen Missbrauch  
Menschlichkeit und Solidarität – aber auch Rücksicht auf 
die Sorgen und Bedürfnisse der Bürger sowie ein deutliches 
Ja zum starken Rechtsstaat. Damit zeigt die SPD auf, wie 
eine EinwanderungspoliƟk möglich ist, die das Grundrecht 
auf Asyl aufrechterhält und einen Beitrag gegen den Fach‐
kräŌemangel leistet, aber eben auch klare Grenzen auf‐
zeigt: 
Akzeptanz durch Steuerung: Ein klares Ja zum Europäi‐
schen Asylsystem und zu temporären Grenzkontrollen. Um 
Zuwanderung zu ordnen und irreguläre MigraƟon zu be‐
grenzen, hat die bisherige SPD-geführte Bundesregierung 
bereits viel unternommen – unter der Prämisse von Huma‐
nität und Ordnung. Die reguläre MigraƟon muss gestärkt 
werden und transparent ablaufen. Solange die Lage dies 
erfordert, soll es vorerst weiter temporäre Grenzkontrollen 
geben. Sie haben bereits gewirkt: Binnen eines Jahres wur‐
den rund 34.000 Personen zurückgewiesen und 59.000 un‐
erlaubte Einreisen registriert und verhindert. Zudem konn‐
ten rund 1400 Schleuser aufgegriffen werden.  

Akzeptanz durch schnelle Verfahren: Die Asylverfahren 
müssen fair, zügig und rechtssicher ablaufen. Wer kein Auf‐
enthaltsrecht hat, muss Deutschland schnell wieder verlas‐
sen. Dafür sind Verbesserungen bei der OrganisaƟon von 
Rückführungen notwendig. Für Rückführungen sind die 
Länder zuständig, der Bund unterstützt sie dabei. Die ge‐
meinsamen Anstrengungen von Bund und Ländern haben 
bereits viel gebracht: Die Zahl der Abschiebungen ist im 
Vergleich zum Vorjahr um 20 Prozent gesƟegen.  

Akzeptanz durch Arbeit: Alle, die bis zum SƟchtag 31.12.2023 
nach Deutschland gekommen und nicht straffällig geworden 
sind, sollen arbeiten dürfen und eine zweijährige Duldung erhal‐
ten. Ausländerbehörden müssen jedem (mit Ausnahme von 
StraŌätern) eine BeschäŌigungsmöglichkeit anbieten. Familien 
mit Kindern sollen bei BereitschaŌ zur Arbeit oder Ausbildung 
vor Abschiebung geschützt sein. Die Ausländerbehörden sollen 
besser ausgestaƩet, ausländische Berufsabschlüsse schneller 
anerkannt werden. Ziel ist eine rasche Arbeitsaufnahme, Ar‐
beitsgenehmigungen sollen innerhalb von 14 Tagen erteilt wer‐
den. So gelingt IntegraƟon am besten. Wir erwarten, dass Zu‐
wanderer die deutsche Sprache erlernen, wollen aber auch die 
entsprechenden Bildungsangebote bereitstellen. Gemeinnützige 
Arbeit muss gefördert werden. Sie kann als Brücke in den Ar‐
beitsmarkt dienen und wird im Rahmen der bestehenden Geset‐
ze von Empfängern von Sozialleistungen auch erwartet. Damit 
auch Frauen eine Arbeit aufnehmen können, braucht es Betreu‐
ungsplätze für Kinder. 

Akzeptanz durch Teilhabe und Bildung: Die SPD will Paten‐
schaŌen und Helferkreise, aber auch Vereine fördern. Wenn 
man sich gegenseiƟg kennenlernt, verschwinden oŌ unüber‐
brückbar scheinende Hindernisse. WichƟg sind gleiche Bildungs‐
chancen für alle und eine gute Sprachförderung von der Kita bis 
zum Schulabschluss. 

Akzeptanz durch gerechte Verteilung in der Unterbringung: 
Alle Kommunen müssen fair ihren Beitrag leisten und entspre‐
chend ihrer Einwohnerzahl mindestens ein Prozent der Geflüch‐
teten aufnehmen. Bislang liegen viele Kommunen unterhalb 
dieser Marke. Sehr große unpersönliche UnterkünŌe sind im‐
mer schlechter als kleine dezentrale Einheiten.  

Das MigraƟonspapier der SPD-LandtagsfrakƟon  

Einen Schönheitsfehler gibt es allerdings: Die beiden Grundstücke direkt nach der Kanalbrücke (rot umrandet) - darunter ein 
Gewerbegrund mit einer baufälligen Lagerhalle – werden nicht von Anfang an in die Planung mit einbezogen. Eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit. Im Rahmen der Gleichbehandlung muss die Stadt diese beiden Grundstücke ja auch nicht unbedingt 
erwerben. Ein unschönes "Eingangstor" für einen neuen StadƩeil !   

Anton Zeitlmayr 
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